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Kurzmeldungen

Fünf Bergsteiger
in Bergnot

Polizei sucht
Graffiti-Sprayer

Einbrecher stahlen
Baumaschinen

17-Jährige bei
Unfall verletzt

Kollision unter Radfahrern
Pettneu – Gleich fünf Berg-
steiger mussten Dienstag
abend im Bereich des Hin-
terseejochs in den Lechtaler
Alpen zwischen Kaiserjoch-
haus und Ansbacher Hütte
von der Libelle geborgen
werden. Alle Personen wa-
ren schlecht ausgerüstet zu
der Tour aufgebrochen, u.a.
war die Bergrettung Pett-
neu im Einsatz. (TT)

Oberndorf – Diverse Ver-
kehrszeichen, Häuser, Pkw
und Firmensitze wurden
Dienstagnacht durch ei-
nen unbekannten Graffi-
ti-Sprayer beschädigt. Die
Höhe des Sachschadens
konnte noch nicht fest-
gestellt werden. Hinweise
zu diesem Fall erbittet die
Polizeiinspektion St. Jo-
hann. (TT)

Arzl – In der Zeit zwischen
Montagabend und Diens-
tagfrüh brachen unbe-
kannte Täter in eine Bau-
stelle in Arzl ein. Diverse
Räumlichkeiten wurden
durchsucht, am Ende stah-
len die Täter diverse Bau-
maschinen samt Zubehör.
Der Schaden beträgt rund
5000 Euro. Die Polizei bit-
tet um Hinweise. (TT)

Brandenberg – Eine 17-jäh-
rige Deutsche zog sich am
Dienstag bei einem Ver-
kehrsunfall in Branden-
berg Verletzungen unbe-
stimmten Grades zu. Im
Ortszentrum hatte das
Mädchen ihr Moped stark
abgebremst und war gegen
das Auto einer entgegen-
kommenden 63-jährigen
Frau geprallt. (TT)

Innsbruck – Dienstagmittag
kam es in Innsbruck zu einer
seitlichen Kollision zwischen
einem 64-jährigen Pensionis-
ten auf einem E-Bike und ei-
nem Radfahrer. Beide kamen
dabei zu Sturz. Als der Pensi-
onist die Polizei alarmierte,
ergriff der bisher unbekannte
Radfahrer die Flucht und ver-
ließ den Unfallort. Die Polizei
sucht jetzt Zeugen zu dem
Zwischenfall. (TT)

Bei der Kollision wurde der Pensio-
nist verletzt. Symbolfoto: Murauer

100 Agrargemeinschaften
fordern 1,5 Milliarden Euro

Von Peter Nindler

Innsbruck – Bisher blieben
alle Einsprüche der Agrar-
gemeinschaften bei den Ver-
waltungsgerichten und beim
Verfassungsgerichtshof mehr
oder weniger erfolglos. Mit
Unterstützung einer in der
Schweiz ansässigen Prozess-
finanzierungsagentur unter-
nehmen jetzt 2700 Agrarge-
meinschaftsmitglieder einen
wohl letzten Anlauf. Die
Agentur übernimmt alle Ris-
ken in den Verfahren, dafür
wird sie im Erfolgsfall mit 40
Prozent an der erstrittenen
Entschädigung beteiligt. Die
Agrarier fühlen sich nämlich
durch das im Mai 2014 ver-
abschiedete Agrargesetz zu-
gunsten der Gemeinden ent-
schädigungslos enteignet.
Hinter den Verfahren steht
der „Verein zur Förderung
der Eigentümerinteressen in
Tirol“, juristisch betreut der
Tiroler Agraranwalt Bernd
Oberhofer die Mitglieder.

Seit mehr als einem Jahr
hat der Verein mobilisiert,
100 Agrargemeinschaften
haben entsprechende Be-
schlüsse gefasst und 2700 der
14.000 Agrarmitglieder sich
der Prozessfinanzierung an-
geschlossen. Bis 30. Juni wur-
den inhaltlich gleichlautende
Schreiben bei der Abteilung
Agrargemeinschaften in der
Tiroler Landesregierung ab-
gegeben. Das bestätigte das
Land auf Anfrage der Tiroler
Tageszeitung. Adressaten für
die Agrar-Forderungen sind

die betroffenen Gemeinden.
Mehr als 1,5 Milliarden Euro
an Schadenersatzleistungen
werden verlangt.

Die Abteilung Agrarge-
meinschaften prüft derzeit
die Anträge und wird in den
nächsten Wochen darüber
befinden, ob sie überhaupt
dafür zuständig ist bzw. ob
das Begehren zulässig ist.

Analog zu den Höchstge-
richtserkenntnissen und auf
Basis des Tiroler Agrargeset-
zes gehen Experten jedenfalls
davon aus, dass die Anträge
zurückgewiesen werden. Da-
mit rechnet wohl auch Ag-
raranwalt Bernd Oberhofer.
Sein Ziel ist es allerdings, die
Agrargemeinschaftsfrage bis
zum Europäischen Gerichts-

hof für Menschenrechte in
Straßburg durchzufechten
bzw. die Causa dorthin zu
bringen. Bisherige Versuche
sind gescheitert.

Einige Substanzverwalter
in den Gemeinden haben
bereits Widerstand geleistet
und die Beschlüsse in den
Agrargemeinschaften ange-
fochten. So auch der Bürger-
meister von Umhausen und
ÖVP-Klubchef Jakob Wolf.
„In meiner Gemeinde beteili-
gen sich sechs Agrargemein-
schaften an der Prozessfinan-
zierung, ich habe gegen die
Beschlüsse der Ausschüsse
Beschwerde eingelegt.“ Auch
diese werden von der Lan-
desregierung behandelt.

Mit einem negativen Be-
scheid werden dann die
weiteren Verfahren in Gang
gesetzt. Die Agrarmitglieder
können als Nächstes Ein-
spruch beim Verwaltungsge-
richt erheben. Für die Dauer
des Rechtsstreits leisten die
2700 Agrarmitglieder übri-
gens einen jährlichen Beitrag
von 25 Euro an denVerein zur
Förderung ihrer Eigentümer-
interessen.

Detail am Rande: Vor zehn
Jahren hat die damalige Ag-
rarbehörde erstmals einer
Gemeinde im Zusammen-
hang mit den Agrargemein-
schaften Recht gegeben.
Diesen Bescheid hat die Ag-
rargemeinschaft Mieders be-
kämpft, herausgekommen
ist 2008 dann die richtungs-
weisende Höchstgerichts-
entscheidung.

2700 der 14.000 Agrarmitglieder haben sich Prozessfinanzierung angeschlos-
sen. Nach den Höchstgerichtserkenntnissen sind Aussichten auf Erfolg gering.

Weil den Gemeinden u. a. auch alle Erlöse aus den Holzverkäufen zuste-
hen, fordern die Agrargemeinschaften jetzt Entschädigungen. Foto: Böhm

Politik in Kürze

A ls „alten Wein in noch
älteren Schläuchen“

bezeichnet ÖVP-Klubchef
Jakob Wolf Aussagen von
Liste-Fritz-Obmann Fritz
Dinkhauser und der nun-
mehrigen Impuls-Mandata-
rinMariaZwölferimTT-Som-
mergespräch. „Die beiden
Oppositionsparteien sind
offensichtlich mittlerweile so
ausgelaugt und blutleer, dass
ihnen eine thematische Aus-
einandersetzung kaum mehr
möglich zu sein scheint.“

E ineVerlängerung der Ös-
terreicher-Quote beim

Medizin-Aufnahmetest for-
derten gestern LH Günther
Platter (VP) und Gesund-
heitslandesrat Bernhard
Tilg (VP). Von 400 Plätzen
beim Aufnahmetest in Inns-
bruck sind 360 für Österrei-
cher reserviert. Beide Politi-
ker befürchten, dass die EU
derVerlängerung nicht mehr
zustimmen möchte, und ap-
pellierten deshalb in einem
Schreiben an EU-Kommis-
sionspräsident Jean-Clau-
de Juncker. Mit Auslaufen
der Kontingentregel wäre
für Tirol „unweigerlich“ ein
„massiver Qualitätsverlust“

in der heimischen Gesund-
heitsversorgung verbunden,
heißt es.

U nter dem Motto „Mein
Land. Meine Chance.“

tourt die Junge Volkspar-
tei derzeit mit einem Pro-
gramm zur Stärkung des
Wirtschaftsstandortes Ös-
terreich durch das Land.
„Tirol braucht keinen Län-
der- und Regionenvergleich
in Österreich und Europa zu
scheuen, insbesondere was
die Wirtschafts- und Be-
schäftigungszahlen betrifft“,
so JVP-Landesobmann Do-

minik Schrott. Trotzdem
sei auch Tirol von überbor-
denden Vorschriften und
Regelungen des Bundes in
Gewerbe und Wirtschaft be-
troffen.

M itglieder des Verkehrs-
ausschusses des EU-

Parlaments, u. a. SPÖ-Eu-
ropaabgeordnete Karoline
Graswander-Hainz, haben
am Dienstag in Innsbruck
die Realisierung der nörd-
lichen Zulaufstrecke des
Brennerbasistunnels (BBT)
in Deutschland bis spätes-
tens 2030 gefordert. (TT)

Sorge wegenMediziner-Quote und Bürokratie

So würde der Landesumweltanwalt den Mittelbergferner am Talende des
Pitztales gerne weiterhin sehen: ohne Lifte und ohne Pisten. Foto: LUA

Nein zur
Fusion am
Gletscher

Von Anita Heubacher

Innsbruck – Gestern hat Lan-
desumweltanwalt Johannes
Kostenzer die Stellungnah-
me der Behörde zum Zusam-
menschluss Ötz- und Pitz-
taler Gletscher abgegeben.
„Hochkritisch“, aufgrund des
immensen Naturverbrauchs
„nicht zukunftsfähig“, kein
ausgewogenes Verhältnis zwi-
schen intensiven und exten-
siven Tourismusformen, der
Zusammenschluss „wider-
spricht daher der Alpenkon-
vention“. Das sind nur einige
der Kritikpunkte seitens der
Landesumweltanwaltschaft.

Das Projekt befindet sich im
UVP-Verfahren. Wie berich-
tet, wollen die Pitztaler und
Ötztaler Gletscherbahnen
120 Millionen Euro in den
Zusammenschluss investie-
ren. Neue Lifte, 64 Hektar Pis-
te und ein 600 Meter langer
Tunnel ins Ötztal sind unter
anderem geplant. Hauptin-
vestor ist Hans Rubatscher,
Geschäftsführer der Pitztaler
Gletscherbahnen. Er hat 2005
den Grundstein für den Zu-
sammenschluss gelegt. Da-
mals zog die zuständige VP-
Naturschutzlandesrätin Anna

Hosp einen Korridor in die
Seilbahngrundsätze ein. Da-
durch liegen die Ausbaupläne
der Seilbahner innerhalb der
Skigebietsgrenzen.

„De facto ist das eine Neu-
erschließung mehrerer Ge-
ländekammern am bis dato
unberührten Gletscher“, hält
Kostenzer dem entgegen.
Durch die Baumaßnahmen
würde wertvoller Hochge-
birgsraum unwiederbringlich
zerstört. Kostenzer bezwei-
felt, dass die Zustimmung
der Bevölkerung zum Projekt
groß wäre. „Ein allgemeines
öffentliches Interesse ist da-
her fraglich.“ Der Landesum-
weltanwalt räumt ein, dass
es rechtlich keine Knockout-
Kriterien gegen das Projekt
gibt. „Das ist aber noch keine
Genehmigung. Das heißt nur,
dass das Projekt nicht so-
fort zurückgewiesen werden
muss.“

Was der Fusion zum Ver-
hängnis werden könnte, ist
das Koalitionspapier der
schwarz-grünen Landesregie-
rung. Darin ist festgeschrie-
ben, dass es zwar eine Über-
spannung der Gletscher, nicht
aber neue Pisten geben soll.
Der grüne Klubobmann Gebi
Mair betonte gestern wieder,
er gehe davon aus, „dass das
Koalitionspapier eingehalten
wird“. ÖVP-Klubobmann Ja-
kob Wolf will sich das Projekt
zuerst von den Projektwer-
bern präsentieren lassen. „Ich
kenne es immer noch nicht“,
sagte er gestern.

Der Landesumweltanwalt
spricht sich gegen einen

Zusammenschluss von Pitz- und
Ötztaler Gletscher aus.

„De facto ist das
eine Neuerschlie-

ßung mehrerer Gelände-
kammern am Gletscher.“

Johannes Kostenzer
(Landesumweltanwalt)


